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(2) Verstirbt der Säugling in den ersten 4 Lebens­
monaten, so ist der noch ausstehende Restbetrag bei 
Vorlage der Sterbeurkunde und der noch vorhande­
nen Abschnitte 3 der Mütter- und Stillkarte in einem 
Betrag auszuzahlen.

(3) Die Zahlung der restlichen Teilbeträge gemäß 
den Absätzen 1 und 2 wird dann vorgenommen, wenn 
die erforderlichen Vorstellungen in der Schwangeren- 
bzw. Mütterberatungsstelle erfolgt oder unter den im 
§ 1 Abs. 3 der Verordnung genannten Voraussetzungen 
unterblieben sind und wenn Entscheidungen der 
Rechtspflegeorgane dem nicht entgegenstehen.

§ 6

(1) Frauen, die Anspruch auf einen Differenzbetrag 
gemäß § 6 der Verordnung haben, erhalten diesen von 
der Stelle, die die bisherigen Teilbeträge der Beihilfe 
ausgezahlt hat. Die Auszahlung erfolgt nach Vorlage 
einer entsprechenden Zahlungsanweisung, die von der 
Mütterberatungsstelle anläßlich der nach dem 1. Juli 
1972 erfolgenden Vorstellung des Säuglings ausgestellt 
wird.

(2) Wurde mindestens ein Teilbetrag der Beihilfe 
(§ 1 Abs. 2 der Verordnung) vor dem 1. Juli 1972 an die 
Frau gezahlt, so erhält sie die nach dem 1. Juli 1972 
fällig werdenden Teilbeträge von derselben Stelle, die 
auch die vorhergehenden Teilbeträge ausgezahlt hat.

§7
Die Zahlung der Beihilfe erfolgt zu Lasten des zen­

tralen Staatshaushaltes. Die Finanzierung der Beihilfe 
ist nach den Grundsätzen der Anordnung vom 5. Juni 
1967 über die Finanzierung des Ehegattenzuschlages, des 
staatlichen Kinderzuschlages und des staatlichen Kin­
dergeldes für Familien mit 4 und mehr Kindern (GBl. II 
Nr. 51 S. 349) vorzunehmen. Die gezahlten Beihilfen 
sind auf den Steuerüberweisungsaufträgen gesondert 
auszuweisen.

§ 8

(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt mit Wir­
kung vom 1. Juli 1972 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
— § 1. § 2 Absätze 2 und 3, § 3 Absätze 2, 3 und 4 

der Durchführungsbestimmung vom 20. Januar 
1951 zu den §§ 2 und 3 des Gesetzes über den 
Mutter- und Kinderschutz und die Rechte der 
Frau (GBl. Nr. 8 S. 37),

— § 5 (einschließlich der Anlage 1) der Durchfüh­
rungsbestimmung vom 3. Juni 1953 zum Gesetz 
über den Mutter- und Kinderschutz und die 
Rechte der Frau (GBl. Nr. 79 S. 818),

— Anweisung vom 28. Juli 1966 über die Zahlung der 
staatlichen Geburtenbeihilfe bei Totgeburten und 
bei Tod des Säuglings in den ersten vier Le­
bensmonaten (Verfügungen und Mitteilungen des 
Ministeriums für Gesundheitswesen Nr. 16/17/1966 
S. 129).

Berlin, den 13. Juli 1972

Der Minister für Gesundheitswesen
I. V.: T s c h e r s i c h  

Staatssekretär

Dritte Durchführungsbestimmung* 
zur Verordnung über die materielle Sicherstellung 

von Angehörigen der zum Grundwehrdienst 
in der Nationalen Volksarmee 
einberufenen Wehrpflichtigen 

(U nterhalts Verordnung)
vom 12. Juli 1972

Zur Durchführung der Verordnung vom 24. Januar 
1962 über die materielle Sicherstellung von Angehöri­
gen der zum Grundwehrdienst in der Nationalen Volks­
armee einberufenen Wehrpflichtigen (Unterhaltsver­
ordnung) (GBl. II Nr. 7 S. 52) in der Fassung der Zwei­
ten Verordnung vom 25. März 1968 (GBl. II Nr. 35 S. 201), 
der Dritten Verordnung vom 25. März 1971 (GBl. II 
Nr. 38 S. 305) und der Vierten Verordnung vom 10. Mai 
1972 (GBl. II Nr. 27 S. 319) wird im Einvernehmen mit 
den zuständigen Ministern folgendes bestimmt:

§ 1
§ 11 Abs. 1 der Zweiten Durchführungsbestimmung* 

erhält folgende Fassung:
„(1) Mietbeihilfe kann einer als erwerbsunfähig im 

Sinne des § 2 Abs. 4 der Verordnung geltenden Ehe­
frau grundsätzlich dann gewährt werden, wenn ihr 
ohne diese Beihilfe nach Bezahlung der Miete monat­
lich weniger als 250 M zuzüglich 45 M für jedes zu 
unterhaltende Kind für den sonstigen Lebensunter­
halt verbleiben würden. Sinngemäß ist zu verfahren, 
wenn es sich um andere unabwendbare Ausgaben 
handelt. Erwerbsfähige Ehefrauen erhalten grund­
sätzlich keine Mietbeihilfe.“

§ 2
§ 12 der Zweiten Durchführungsbestimmung erhält 

folgende Fassung:
„§ 12

(1) An erwerbsfähige Ehefrauen, die
a) nachweisbar wegen der Betreuung ihrer Kinder 

keine berufliche Tätigkeit aufnehmen können 
bzw. ihre berufliche Tätigkeit unterbrechen 
müssen,

b) an einer Hoch- oder Fachschule studieren (im 
Direktstudium) oder eine andere Schule besu­
chen und deshalb keine Berufstätigkeit aus­
üben können,

c) noch in der Berufsausbildung stehen und Lehr­
lingsentgelt erhalten,

ist der Unterhaltsbetrag gemäß § 2 Abs. 1 Buchst, a 
der Verordnung wie an erwerbsunfähige Ehefrauen 
zu zahlen.

(2) Hinsichtlich der Anrechnung von Einkünften 
(Stipendium, Lehrlingsentgelt usw.) der im Abs. 1 
genannten Ehefrauen ist nach den Bestimmungen des 
§ 2 Absätze 2 und 3 der Verordnung zu verfahren.

(3) Zu dem Unterhaltsbetrag kann den im Abs. 1 
genannten Ehefrauen gegebenenfalls eine Mietbei­
hilfe oder Beihilfe für andere unabwendbare Ausga­
ben entsprechend den für erwerbsunfähige Ehefrauen 
geltenden Bestimmungen des § 11 Abs. 1 Sätze 1 
und 2 der Zweiten Durchführungsbestimmung in der 
Fassung des § 1 der Dritten Durchführungsbestim­
mung sowie des § 11 Absätze 2 und 5 unter Beach­
tung des § 10 der Zweiten Durchführungsbestimmung 
bis zur Höhe der nachgewiesenen Miete gezahlt wer­
den.“

* 2. DB vom 25. Mürz 1968 (GBl. 11 Nr. 35 S. 202)


